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Bebauungsplan Nr. 353.1, 1. Änderung, 2. Teil 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Schalker Verein West - Teilbereich Schulstandort" 
zwischen Hohenzollernstraße - Europastraße - östliche Grenze Am Schalker Verein - Grünfläche entlang der Bahnstrecke Köln-
Mindener Eisenbahn - Hohenzollernstraße - Wildenbruchstraße - Hohenzollernstraße 
- Entwurfs- und Auslegungsbeschluss - 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat am 28.09.2023 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der zurzeit geltenden Fassung den 
 
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 353.1, 1. Änderung, 2. Teil 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Schalker Verein West - Teilbereich Schulstandort" 
zwischen Hohenzollernstraße - Europastraße - östliche Grenze Am Schalker Verein - Grünfläche entlang der Bahnstrecke Köln-
Mindener Eisenbahn - Hohenzollernstraße - Wildenbruchstraße - Hohenzollernstraße 
 
mit seiner Begründung und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche Auslegung beschlossen. 
 
Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ist im Bebauungsplan-Grundriss festgesetzt. Der Entwurf dieses Bebauungsplans, der aus dem 
"Grundriss" im Maßstab 1:500 und "Textlichen Festsetzungen" besteht, sowie die beigefügte Begründung, werden als gesonderte 
Niederschriften gemäß § 52 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit geltenden Fassung 
festgehalten. Die Originale dieser gesonderten Niederschriften werden bei der verfahrensführenden Stelle der Stadt Gelsenkirchen aufbewahrt. 
 

--------------------------------- 
 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gelsenkirchen, 09. Oktober 2023 

Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 

 
W ol terhof f  

(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für die Planunterlagen unter: https://www.gelsenkirchen.de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx) 
 

I 
Bekanntmachungen der  

Oberbürgermeisterin 

https://www.gelsenkirchen.de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx
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Bebauungsplan Nr. 353.1, 1. Änderung, 2. Teil 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Schalker Verein West - Teilbereich Schulstandort" 
zwischen Hohenzollernstraße - Europastraße - östliche Grenze Am Schalker Verein - Grünfläche entlang der Bahnstrecke Köln-
Mindener Eisenbahn - Hohenzollernstraße - Wildenbruchstraße - Hohenzollernstraße 
- Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung - 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat am 28.09.2023 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der zurzeit geltenden Fassung den 
 
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 353.1, 1. Änderung, 2. Teil 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Schalker Verein West - Teilbereich Schulstandort" 
zwischen Hohenzollernstraße - Europastraße - östliche Grenze Am Schalker Verein - Grünfläche entlang der Bahnstrecke Köln-
Mindener Eisenbahn - Hohenzollernstraße - Wildenbruchstraße - Hohenzollernstraße 
 
mit seiner Begründung und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche Auslegung beschlossen. 
 
Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ist im Bebauungsplan-Grundriss festgesetzt. Der Entwurf dieses Bebauungsplans, der aus dem 
"Grundriss" im Maßstab 1:500 und "Textlichen Festsetzungen" besteht, sowie die beigefügte Begründung, werden als gesonderte 
Niederschriften gemäß § 52 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit geltenden Fassung 
festgehalten. Die Originale dieser gesonderten Niederschriften werden bei der verfahrensführenden Stelle der Stadt Gelsenkirchen aufbewahrt. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplans mit beigefügter Begründung mit Umweltbericht und die nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen werden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
Plansicherstellungsgesetz (PlanSiG) in der Zeit vom 23.10.2023 bis einschließlich 24.11.2023 auf der Internetseite der Stadt Gelsenkirchen 
unter www.gelsenkirchen.de/planungsbeteiligung unter der Rubrik Bebauungspläne zum Download zur Verfügung stehen. Parallel sind diese 
Unterlagen außerdem beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 3. Etage 
(Neubau), im Flur vor dem Zimmer 304, während der Öffnungszeiten 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag    08.00 - 17.00 Uhr 
Freitag    08.00 - 13.00 Uhr 
 
zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt. 
 
Stellungnahmen zu dem Entwurf können während der öffentlichen Auslegung über das auf der Homepage hinterlegte Beteiligungsformular 
«Jetzt beteiligen! » übersendet werden. Ferner kann weiterhin eine Mitteilung schriftlich an Stadt Gelsenkirchen, Referat Stadtplanung, 45875 
Gelsenkirchen, oder per Email an referat.stadtplanung@gelsenkirchen.de erfolgen. 
 
Umweltbezogene Informationen: 
 
Neben dem Entwurf des Bebauungsplans 351.1, 1. Änderung, 2. Teil mit beigefügter Begründung und dem nach den Umweltschutzgütern i. S. 
des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch (BauGB) gegliederten Umweltbericht, mit Untersuchungen zu den Schutzgütern („Tiere, Pflanzen, 
Biologische Vielfalt“, „Fläche“, „Boden“, „Wasser“, „Klima, Luft“, „Landschaft“, „Mensch, Gesundheit, Bevölkerung“ sowie „Kulturgüter und 
sonstige Sachgüter/Kulturelles Erbe“, „Wechselwirkungen, kumulative Auswirkungen“) sind die folgenden Arten umweltbezogener 
Informationen (Spalte 1) aus insbesondere folgenden Informationsquellen (Spalte 2)* verfügbar: 
 

Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt   

Biotopausstattung, Biologische Vielfalt und Biotopverbund,  
Schutzgebiete 

 Stadtbiotopkartierung  

 Umweltbericht RFNP, Themenkarte 2: Freiraum- 

und Biotopverbund 

 Alleenkataster in Nordrhein-Westfalen 

(LANUV,2023) 

Artenschutz, insb. Säugetiere, Vögel und Amphibien (u.a. 
Kreuzkröte) 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (ASP 1 und 2) 

zum Bebauungsplan Nr. 353.1, 1. Änderung, 2. 

Teil „Schalker Verein West - Teilbereich 

Schulstandort“ (ökoplan, 2018) 

 Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen (LANUV, 

2023) 

Fläche 

Flächeninanspruchnahme, Alternativenprüfung  Stadtbiotopkartierung 

 Flächennutzungskartierung RVR 2019 

 Unzerschnittene verkehrsarme Räume in 

Nordrhein-Westfalen (LANUV, 2023) 

http://www.gelsenkirchen.de/planungsbeteiligung
mailto:referat.stadtplanung@gelsenkirchen.de
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Boden  

Bodenart, Topographie, Versiegelung, Gründung  Bodenfunktionskarte  

 Bodengutachten für den Neubau einer 

Kulturschule an der Europastraße in 

Gelsenkirchen (Geobau GmbH, 2021/2022) 

 Karte der schutzwürdigen Böden der Stadt 

Gelsenkirchen 

Altlasten   Altlastenkataster und Bodeninformationssystem 

der Stadt Gelsenkirchen 

 Bodengutachten für den Neubau einer 

Kulturschule an der Europastraße in 

Gelsenkirchen (Geobau GmbH, 2021/2022) 

Wasser  

Grundwasser  Bodengutachten für den Neubau einer 

Kulturschule an der Europastraße in 

Gelsenkirchen (Geobau GmbH, 2021/2022) 

Hochwasser   Hochwassergefahrenkarte Emscher-System 

(Bezirksregierung Arnsberg, Düsseldorf und 

Münster, 2019) 

Regen- und Schmutzwasser  Starkregengefahrenkarte der Stadt Gelsenkirchen 

 Bodengutachten für den Neubau einer 

Kulturschule an der Europastraße in 

Gelsenkirchen (Geobau GmbH, 2021/2022) 

Klima, Luft   

Stadtklima, Klimawandel, Luftschadstoffe   Klimakonzept GE (Gertec GmbH, 2022) 

 Luftreinhalteplan Ruhrgebiet 2011 - Teilplan Nord 

(Bezirksregierung Münster 2011) 

Landschaft   

Landschafts- und Ortsbild  Denkmalliste Stadt Gelsenkirchen 

 Stadtbiotopkartierung 

Mensch, Gesundheit, Bevölkerung  

Erholung und Wohnqualität   Stadtbiotopkartierung  

 Touristik- und Freizeitinformationssystems NRW 

(TFIS) 

 Schalltechnische Untersuchung für den 

Bebauungsplan Nr. 353.1, 1. Änderung - 2. Teil 

„Schalker Verein West - Teilbereich Schulstandort“ 

in Gelsenkirchen (Peutz Consult GmbH, 2023) 

 Bericht Immissionsprognose Außenlärm (Enotherm 

GmbH, Stand 05/2023) 

 

Gewerbelärm, Freizeitlärm, Sportlärm, Verkehrslärm  Schalltechnische Untersuchung für den 

Bebauungsplan Nr. 353.1, 1. Änderung - 2. Teil 

„Schalker Verein West - Teilbereich Schulstandort“ 

in Gelsenkirchen (Peutz Consult GmbH, 2023) 

 Bericht Immissionsprognose Außenlärm (Enotherm 

GmbH, Stand 05/2023) 

 Umgebungslärm in NRW, Lärmkarten 3. Runde 

(Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 

und Verbraucherschutz NRW 2017) 

Verkehr  Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 

353.1 Teilbereich Schule - Standort für eine neue 

Kulturschule an der Europastraße (nts 

Ingenieurgesellschaft mbH, 2023) 
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Erschütterungen  Prognose hinsichtlich der aus dem Bahnverkehr zu 

erwartenden Erschütterungen - BV “Kulturschule 

Gelsenkirchen“ an der Europastraße in 45879 

Gelsenkirchen (GeoExperts 2021) 

Kulturgüter und sonstige Sachgüter/ 
Kulturelles Erbe  

 

Denkmäler   Denkmalliste Stadt Gelsenkirchen 

* Hinweis: Die Aufzählung der Informationsquellen zu den vorliegenden Arten umweltbezogener Informationen in Spalte 2 ist nicht 
abschließend. Als weitere - nicht aufgelistete - Informationsquellen sind Stellungnahmen zu den in Spalte 1 benannten Arten 
umweltbezogener Informationen insbesondere aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung verfügbar. 

 
Wesentliche Ziele der Planung: 
 
Im Rahmen der Bedarfsplanung Schule 2018-2026 wurde festgestellt, dass sich insbesondere durch Zuwanderungen und eine veränderte 
demografische Entwicklung der Bedarf für den Neubau einer Schule der Sekundarstufe ergibt. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 
353.1, 1. Änderung, 2. Teil werden die planerischen Voraussetzungen für die Errichtung einer sechszügigen Schule der Sekundarstufe 
einschließlich einer Dreifeldturnhalle am Standort Schalker Verein West geschaffen. Grundlage für den Bebauungsplan ist das Ergebnis eines 
Wettbewerbsverfahrens für eine neue Kulturschule an der Europastraße. Der Siegerentwurf des Architekturbüros Hascher Jehle Architekten 
Berlin in Zusammenarbeit mit pola Landschaftsarchitekten Berlin sieht einen erdgeschossig durchgängigen Riegel mit aufgesetzten 
Lernhäusern vor. In die Schulkonzeption wurde das Bestandsgebäude des denkmalgeschützten ehemaligen Schalthauses integriert. Die 
Platzflächen rund um das ehemalige Schalthaus sollen künftig als Schulhofflächen genutzt werden. In Teilbereichen ist eine Entsiegelung von 
versiegelten Platzflächen und die Schaffung eines sogenannten “Klimawäldchens“ geplant. Das Außensportgelände ist südlich des Neubaus 
vorgesehen. 
Der Schulneubau ist als Passivhaus geplant. Die Dachflächen des Neubaus werden mit Photovoltaikanlagen versehen. Ein Großteil der 
Dachflächen wird extensiv, in Teilbereichen auch intensiv begrünt. 
Zum Schutz vor Verkehrslärmimmissionen sind aktive (Lärmschutzwände/ Lärmschutzwall) und passive Schallschutzmaßnahmen vorgesehen. 
Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit soll der Kreisverkehr Wildenbruchstraße/ Hohenzollernstraße/ Europastraße zu einer 
lichtsignalgesteuerten Kreuzung umgebaut werden. 
 

------------------------------- 
 
Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenlegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan Nr. 353.1, 1. Änderung, 2. Teil der Stadt Gelsenkirchen (gem. § 4a Abs. 6 BauGB) unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von 
Bedeutung ist. 
 
Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten im Rahmen der Bebauungsplanung können auf der Internetseite der Stadt 
Gelsenkirchen in digitaler Form abgerufen werden: www.gelsenkirchen.de/planungsbeteiligung. Die Informationen geben einen Überblick über 
die Verarbeitung personenbezogener Daten und Rechte, die sich aus den Datenschutzregelungen ergeben. 
 
Gemäß § 4a Absatz 4 Satz 1 BauGB werden der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB und die nach § 3 
Absatz 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen zusätzlich in das Internet (www.gelsenkirchen.de/planungsbeteiligung) eingestellt und über 
ein zentrales Internetportal des Landes (www.bauleitplanung.nrw.de) zugänglich gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die in dem Bebauungsplan in Bezug genommenen DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke werden beim Referat 61 - 
Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstr. 12, während der Öffnungszeiten zur Einsicht bereit 
gehalten. 
 
Gelsenkirchen, 09. Oktober 2023 

Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 

 
W ol terhof f  

 
(Siegel) 
 
 

http://www.gelsenkirchen.de/planungsbeteiligung


Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2023 – Nr. 41/13. Oktober 2023 391 

 
 
 



392  Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2023 – Nr. 41/13. Oktober 2023 

 
Bebauungsplan Nr. 443 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Grundschule An der Gräfte" 
zwischen An der Gräfte - Ovellackerweg - nördlicher Grundstücksgrenze Ovellackerweg 29 - Frankampstraße 
(beschleunigtes Verfahren) 
 
Satzungsbeschluss, Inkrafttreten 
 
vom 09.10.2023 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in seiner Sitzung am 28.09.2023 gemäß § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) 
sowie in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jeweils in der zurzeit 
geltenden Fassung den 
 
Bebauungsplan Nr. 443 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Grundschule An der Gräfte" 
zwischen An der Gräfte - Ovellackerweg - nördlicher Grundstücksgrenze Ovellackerweg 29 - Frankampstraße 
(beschleunigtes Verfahren) 
 
nach vorangegangener Abwägung und Prüfung der abgegebenen Stellungnahmen gemäß §§ 1 Abs. 7 und 3 Abs. 2 BauGB 
 
als Satzung beschlossen. 
 
Die "Begründung" wird dem Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt. 
 
Der Bebauungsplan, der aus dem "Grundriss" im Maßstab 1:500 und den "Textlichen Festsetzungen" in der Fassung dieses 
Satzungsbeschlusses besteht, sowie die beigefügte "Begründung" und das Ergebnis der "Abwägung sowie Prüfung der abgegebenen 
Stellungnahmen" werden als gesonderte Niederschriften gemäß § 52 Abs. 1 GO NRW festgehalten. Die Originale dieser gesonderten 
Niederschriften werden bei der verfahrensführenden Stelle aufbewahrt. 
 

--------------------------------- 
 
Der Satzungsbeschluss des 
 
Bebauungsplans Nr. 443 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Grundschule An der Gräfte" 
zwischen An der Gräfte - Ovellackerweg - nördlicher Grundstücksgrenze Ovellackerweg 29 - Frankampstraße 
(beschleunigtes Verfahren) 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
I. Hinweise: 
 
1. Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW: 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuchs über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher gültige Nutzung durch den Bebauungsplan Nr. 443 der Stadt Gelsenkirchen und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen: 
 
§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
 
§ 44 Abs. 4 BauGB 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in Absatz 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

3. Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
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2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 

§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB hat folgenden Wortlaut: 
 
„(1)  Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des 

Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 

1.  entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein 
müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.  die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 

Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 
22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 

 
a)  bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 

worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden 
sind, 
 

b)  einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
 

c)  (weggefallen) 
 

d)  bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist 
im Internet veröffentlicht worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist, 
 

e)  bei Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 5 der Inhalt der Bekanntmachung zwar in das Internet eingestellt wurde, aber die 
Bekanntmachung und die nach § 3 Absatz 2 Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen nicht über das zentrale 
Internetportal des Landes zugänglich gemacht wurden, 
 

f)  bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, 
unterlassen wurde oder 
 

g)  bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3.  die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu 
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;“ 

 
§ 214 Abs. 2 BauGB hat folgenden Wortlaut: 

 
„(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

 
1.  die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 

bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
 
2.  § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne 

dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist; 

 
3.  der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 
4.  im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung 

beeinträchtigt worden ist.“ 
 

§ 214 Abs. 2a hat folgenden Wortlaut: 
 

„§ (2a)  Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, 
gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 

 
1.    (weggefallen) 

 
2.  Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans unbeachtlich. 

 
3.  Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 

1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne 
Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 
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4.  Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis 

nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplans beachtlicher Mangel.“ 

 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB hat folgenden Wortlaut: 
 
„Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht 
werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von 
Einfluss gewesen sind.“ 

 
II. Der Bebauungsplan Nr. 443 der Stadt Gelsenkirchen mit Begründung, einschließlich der in den textlichen Festsetzungen genannten  

DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke, werden beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus 
in Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage, Raum 406, während der Dienststunden, nach vorheriger Terminabsprache unter der  
Tel.-Nr. 0209/169-4112, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebauungsplans Auskunft erteilt. 
 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 443 der Stadt Gelsenkirchen tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gemäß § 10a Absatz 2 BauGB wird der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begründung ergänzend auch in das Internet 
(https://www.gelsenkirchen.de/de/infrastruktur/stadtplanung/bebauungsplanauskunft.aspx) eingestellt und über ein zentrales Internetportal 
des Landes (www.bauleitplanung.nrw.de) zugänglich gemacht. 

 
Gelsenkirchen, 09. Oktober 2023 

Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 

 
W ol terhof f  

 
(Siegel) 
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Satzung der Stadt Gelsenkirchen über das besondere Vorkaufsrecht gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB für den Geltungsbereich 
„Vohwinkelstraße/Wildenbruchstraße“ 
vom 09.10.2023 
 
Der Rat der Stadt hat am 28.09.2023 gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB), in Verbindung mit §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jeweils in der derzeit geltenden Fassung die folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Zweck der Satzung 
 
Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung im Sinne des gesamtstädtischen räumlichen Strukturkonzeptes (RSK) 
(Drucksache Nr. 14-20/6193) sowie der gemeinsamen Vereinbarung über die „Zukunftspartnerschaft“ zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und der Stadt Gelsenkirchen (Drucksache Nr. 20-25/4753) steht der Stadt Gelsenkirchen im Geltungsbereich dieser Satzung nach § 25 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 BauGB ein besonderes Vorkaufsrecht an den Grundstücken im Geltungsbereich dieser Satzung zu. 
 
Der Geltungsbereich dieser Vorkaufsrechtssatzung erstreckt sich über zwei Teilbereiche (A und B). Die Satzung dient in beiden Teilbereichen 
der Beseitigung baulicher Missstände und Mängel im Sinne des § 177 Abs. 2 und 3 BauGB, städtebaulicher Missstände im Sinne des § 136 
Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 BauGB sowie der Beseitigung gesamtstädtischer Wohnraumüberhänge durch Rückbau von Problemimmobilien 
und sonstigen Wohnungsüberhängen durch Umnutzung zu Gunsten von Gewerbe-, Infrastruktur-, Grün- und Freiflächen. 
 
Nur für den Teilbereich B (siehe § 2) gilt zudem der Zweck der Erweiterung der Gemeinbedarfsflächen für die ansässige Feuerwehr. 
 
§ 2 Geltungsbereich 
 
(1) Die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches ist im Lageplan im Maßstab 1:500 festgesetzt (Umrandung mit schwarzer, durchgehender 
Linie), welcher Bestandteil dieser Satzung ist. 
(2) Der räumliche Geltungsbereich der Satzung erstreckt sich über zwei Teilbereiche bezeichnet mit „A“ und „B“. Die Teilbereiche werden wie 
folgt begrenzt: 
 
Teilbereich A 
 
Nördliche Begrenzung: Wildenbruchstraße 
Östliche Begrenzung: Scheffelstraße 
Südliche Begrenzung: Vohwinkelstraße (rückwärtige Grundstücksgrenze; ausgenommen Flurstücke 836, 838, 839, 840, 841, 1080, 1081) 
Westliche Begrenzung: Raabestraße 
 
Teilbereich B 
 
Nördliche Begrenzung: Wildenbruchstraße (ausgenommen Flurstücke 106, 107, 108, 109, 110) 
Östliche Begrenzung: Hohenzollernstraße 
Südliche Begrenzung: Vohwinkelstraße (rückwärtige Grundstücksgrenze) 
Westliche Begrenzung: Scheffelstraße 
 
§ 3 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

------------------------------------- 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
1. Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW: 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

2. Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB hat folgenden Wortlaut: 
 
„(1)  Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des 

Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 

1.  entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein 
müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.  die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 

Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 
22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 
 
a)  bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 

worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden 
sind, 

 
b)  einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
 
c)  (weggefallen) 
 
d)  bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist 

im Internet veröffentlicht worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist, 

 
e)  bei Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 5 der Inhalt der Bekanntmachung zwar in das Internet eingestellt wurde, aber die 

Bekanntmachung und die nach § 3 Absatz 2 Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen nicht über das zentrale 
Internetportal des Landes zugänglich gemacht wurden, 

 
f)  bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, 

unterlassen wurde oder 
 
g)   bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, 

die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
 

3.  die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 
Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu 
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;“ 

 
§ 214 Abs. 2 BauGB hat folgenden Wortlaut: 

 
„(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

 
1.  die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 

bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
 
2.  § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne 

dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist; 

 
3.  der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 
4.  im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung 

beeinträchtigt worden ist.“ 
 
Die Vorkaufsrechtssatzung, die aus dem Satzungstext und dem Lageplan im Maßstab 1:500 in der Fassung dieses Satzungsbeschlusses 
besteht, wird als gesonderte Niederschrift gemäß § 52 Abs. 1 GO NRW in der derzeit geltenden Fassung festgehalten. Das Original dieser 
gesonderten Niederschrift wird bei der verfahrensführenden Stelle aufbewahrt. 
 
Die Satzung mit Lageplan liegt während ihrer Geltungsdauer beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in 
Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage, Zimmer 407, während der Dienststunden nach vorheriger Terminabsprache unter der  
Tel.-Nr. 0209/169-4473, zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Gelsenkirchen, 09. Oktober 2023 

Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 

 
W ol terhof f  

(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für den Lageplan unter: https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx) 
 
 

https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx
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Satzung der Stadt Gelsenkirchen über das besondere Vorkaufsrecht gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB für den Geltungsbereich 
„Östlicher Wohnbereich von Scholven-Nord“ 
vom 09.10.2023 
 
Der Rat der Stadt hat am 28.09.2023 gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB), in Verbindung mit §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jeweils in der zurzeit geltenden Fassung die folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Zweck der Satzung 
 
Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung im Sinne des gesamtstädtischen räumlichen Strukturkonzeptes (RSK) 
(Drucksache Nr. 14-20/6193) sowie der Vereinbarung über die „Zukunftspartnerschaft“ zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und der Stadt 
Gelsenkirchen (Drucksache Nr. 20-25/4753) steht der Stadt Gelsenkirchen im Geltungsbereich dieser Satzung nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
BauGB ein besonderes Vorkaufsrecht an den Grundstücken im Geltungsbereich dieser Satzung zu. 
 
Der Geltungsbereich dieser Vorkaufsrechtssatzung erstreckt sich über zwei Teilbereiche (A und B). Die Satzung dient in beiden Teilbereichen 
der Beseitigung baulicher Missstände und Mängel im Sinne des § 177 Abs. 2 und 3 BauGB, städtebaulicher Missstände im Sinne des § 136 
Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 BauGB sowie der Beseitigung gesamtstädtischer Wohnraumüberhänge. 
 
Während im Teilbereich A aufgrund seiner starken Immissionsbelastung und der unmittelbar angrenzenden Schwerindustrie für diesen Zweck 
Wohnraum zu Gunsten von Gewerbe-, Grün- und Freiflächen zurückgebaut und/oder umgenutzt werden soll, bedarf es im Teilbereich B - vor 
dem Hintergrund städtebaulicher, funktionaler, immobilienwirtschaftlicher, immissionsbezogener und stadtklimatischer Gesichtspunkte - einer 
grundstücks- und nutzungsbezogenen Einzelfallentscheidung, ob Rückbau, Umnutzung oder Modernisierung bzw. der Erhalt des jeweiligen 
Gebäudes erfolgt. 
 
§ 2 Geltungsbereich 
 
(1) Die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches ist im Lageplan im Maßstab 1:2000 festgesetzt (Umrandung mit schwarzer, durchgehender 
Linie), welcher Bestandteil dieser Satzung ist (Anlage 2). 
 
(2) Der räumliche Geltungsbereich der Satzung erstreckt sich über zwei Teilbereiche bezeichnet mit „A“ und „B“. Die Teilbereiche werden wie 
folgt begrenzt: 
 
Teilbereich A 
 
Nördliche Begrenzung: Berkelstraße (rückwärtige Grundstücksgrenze) 
Östliche Begrenzung: Betriebsbereich Ruhr Oel GmbH 
Südliche Begrenzung: Emmericher Straße 
Westliche Begrenzung: Feldhauser Straße 
 
Teilbereich B 
 
Nördliche Begrenzung: Reubekampstraße 
Östliche Begrenzung: Feldhauser Straße 
Südliche Begrenzung: Emmericher Straße 
Westliche Begrenzung: Buddestraße, Mehringhausstraße 
 
§ 3 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

--------------------------------------- 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
1. Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW: 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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2. Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB hat folgenden Wortlaut: 
 
„(1)  Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des 

Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 

1.  entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein 
müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.  die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 

Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 
22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 

 
a)  bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 

worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden 
sind, 

 
b)  einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

 
c)  (weggefallen) 

 
d)  bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist 

im Internet veröffentlicht worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist, 

 
e)  bei Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 5 der Inhalt der Bekanntmachung zwar in das Internet eingestellt wurde, aber die 

Bekanntmachung und die nach § 3 Absatz 2 Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen nicht über das zentrale 
Internetportal des Landes zugänglich gemacht wurden, 

 
f)  bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, 

unterlassen wurde oder 
 

g)  bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3.  die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu 
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;“ 

 
§ 214 Abs. 2 BauGB hat folgenden Wortlaut: 

 
„(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

 
1.  die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 

bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
 
2.  § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne 

dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist; 

 
3.  der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 
4.  im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung 

beeinträchtigt worden ist.“ 
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Die Vorkaufsrechtssatzung, die aus dem Satzungstext und dem Lageplan im Maßstab 1:2000 in der Fassung dieses Satzungsbeschlusses 
besteht, wird als gesonderte Niederschrift gemäß § 52 Abs. 1 GO NRW in der derzeit geltenden Fassung festgehalten. Das Original dieser 
gesonderten Niederschrift wird bei der verfahrensführenden Stelle aufbewahrt. 
 
Die Satzung mit Lageplan liegt während ihrer Geltungsdauer beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in 
Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage, Zimmer 407, während der Dienststunden nach vorheriger Terminabsprache unter der  
Tel.-Nr. 0209/169-4473, zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Gelsenkirchen, 09. Oktober 2023 

Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 

 
W ol terhof f  

 
(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für den Lageplan unter: https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx) 
 

https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Dienste) 
 
Bekanntmachung der Kommunalen Ausschreibungen und der vergebenen Aufträge 
 
Alle Öffentlichen Ausschreibungen, EU-weiten Ausschreibungen sowie die vergebenen Aufträge zu diesen Ausschreibungen werden (soweit 
vergaberechtlich vorgeschrieben) auf der Homepage der Stadt Gelsenkirchen unter "Rathaus, => Informationen, => Kommunale Ausschrei-
bungen" bekanntgemacht. Dort werden über eine Vergabeplattform die Vergabeunterlagen auch elektronisch und unentgeltlich zum Download 
zur Verfügung gestellt. 
 
Des Weiteren werden auf der Homepage der Stadt Gelsenkirchen unter "Rathaus, => Informationen, => Kommunale Ausschreibungen" beab-
sichtigte Beschränkte Ausschreibungen gem. § 20 VOB/A sowie vergebene Aufträge bei Freihändiger Vergabe und Beschränkter Ausschrei-
bung gem. § 20 VOB/A und § 30 UVgO (soweit vergaberechtlich vorgeschrieben) bekanntgemacht. 
 
Link zu den Bekanntmachungen auf der Homepage der Stadt Gelsenkirchen: 
https://www.gelsenkirchen.de/de/Rathaus/Informationen/Kommunale_Ausschreibungen/ 
 
Darüber hinaus erfolgt die Veröffentlichung der Bekanntmachungen auch auf den Vergabeportalen vergabe.NRW und service.bund.de sowie 
bei EU-weiten Vergabeverfahren im Amtsblatt der EU. 
 
Link zum Vergabeportal vergabe.NRW und service.bund.de: 
https://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do 
https://www.service.bund.de/Content/DE/Ausschreibungen/Suche/Formular.html?nn=4641514 
 
Gelsenkirchen, 13. Oktober 2023 

I. A. Günther  
 
 
Referat 33 (Bürgerservice) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehende aufgeführte Person wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Darius-George Nadaban 
zuletzt bekannte Anschrift: Ückendorfer Str. 107, 45886 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 04.09.2023 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 33 - Bürgerservice, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 29. September 2023 

I. A. K le ina  
 
Referat 33 (Bürgerservice)  
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Person wurde folgender Bescheid erlassen: 
 
Heimann, Sebastian 
zuletzt bekannte Anschrift: Bochumer Str. 79, 45886 Gelsenkirchen 
Aktenzeichen: 659/23Vw 
 
Vorgenannter Bescheid kann beim Referat 33 - Bürgerservice, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 1.09, in Empfang genommen 
werden. 
 
Der Bescheid wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 04. Oktober 2023 

I. A. W ens ing   
 
 
Referat 51 (Kinder, Jugend und Familien) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
An nachstehend aufgeführte Person wurde folgende Zahlungsaufforderung, Mahnung und Inverzugsetzung erlassen: 
 
Name, Vorname: Alneamat, Abdul Karim 
zuletzt bekannte Anschrift: Habinghorster Str. 300, 44579 Castrop-Rauxel 
Schreiben vom: 07.09.2023 
Aktenzeichen: 51.1.UV.16.1292 

https://www.gelsenkirchen.de/de/Rathaus/Informationen/Kommunale_Ausschreibungen/
https://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do
https://www.service.bund.de/Content/DE/Ausschreibungen/Suche/Formular.html?nn=4641514


404  Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2023 – Nr. 41/13. Oktober 2023 

 
Vorgenanntes Schreiben kann beim Referat Kinder, Jugend und Familien - Unterhaltsvorschusskasse -, Kurt-Schumacher-Str. 2,  
45881 Gelsenkirchen, Zimmer 102, während der Dienstzeiten in Empfang genommen werden. Es wird um vorherige telefonische Vereinbarung 
gebeten (0209/169 9460). 
 
Das Schreiben wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung löst Fristen aus, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Gelsenkirchen, 26. September 2023 

I. A. Busat ta  
 
 
Referat 51 (Kinder, Jugend und Familien) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
An nachstehend aufgeführte Person wurde folgende Zahlungsaufforderung, Mahnung und Inverzugsetzung erlassen: 
 
Name, Vorname:    Sacirovic, Nenad 
zuletzt bekannte Anschrift:  Ciganska Mahla, 18412  Zitoradja / Serbien 
Schreiben vom:   28.07.2023 
Aktenzeichen:   51.1.UV.52.2067 
 
Vorgenanntes Schreiben kann beim Referat Kinder, Jugend und Familien - Unterhaltsvorschusskasse -, Kurt-Schumacher-Str. 2,  
45881 Gelsenkirchen, Zimmer 102, während der Dienstzeiten in Empfang genommen werden. Es wird um vorherige telefonische Vereinbarung 
gebeten (0209/169 9460). 
 
Das Schreiben wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung löst Fristen aus, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Gelsenkirchen, 26. September 2023 

I. A. Busat ta  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jagdgenossenschaften I - VI 
 
Einladung 
zu der am Mittwoch, den 8. November 2023 um 18:30 Uhr im Hofcafe „Der Wolterhof“, Middelicher Str. 194 in 45892 Gelsenkirchen 
stattfindenden ordentlichen Genossenschaftsversammlung unter nachstehend aufgeführter Tagesordnung: 
 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Geschäftsbericht Jahresabschluss für die Jahre 2019-2022 
3. Bericht der Kassenprüfer 
4. Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 
5. Wahlen zum Jagdvorstand 
6. Wahl der Kassenprüfer und deren Stellvertreter 
7. Verschiedenes 

 
Gelsenkirchen, 03. Oktober 2023 

Hal te rmann  
Geschäftsführer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sonstige  

Bekanntmachungen III 

Bekanntmachungen anderer Behörden und 

Körperschaften des öffentlichen Rechts II 
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25jähriges Dienstjubiläum: 
1. November 2023: Andreas Hilger, Beamter (Referat Feuerwehr), 
 
40jähriges Dienstjubiläum: 
31. Oktober 2023: Regina Di Febo, Beamtin (Referat Umwelt), Mara Kaminski, Beamtin (Referat Stadtkämmerei und Finanzen), 
1. November 2023: Cornelia Liedtke, Beamtin (Referat Personal und Organisation), Sybille Przygodda, Beschäftigte (Referat Bildung),  
Thomas Wessel, Beamter (Gelsenkirchener kommunale Datenzentrale Emscher-Lippe),  
 
Ruhestand: 
1. September 2023: Claudia Gudat-Kuhnke, Beschäftigte (Referat Kinder, Jugend und Familien), Rolf Köster, Beamter (Referat Stadtkämmerei 
und Finanzen), Edwin Merten-Bruns, Beamter (Referat Feuerwehr), Dr. Gerhard Ruppel, Beamter (Referat Umwelt), 
 
Sterbefall: 
23. September 2023: Stöbel, Martin, Beamter 
 
 

 
Herausgegeben von der Stadt Gelsenkirchen - 75. Jahrgang.  
Für die Herausgabe und Redaktion verantwortlich: Matthias Hapich, 
Referat 2 - Rat und Verwaltung - Das Amtsblatt kann in Einzelfällen 
kostenlos schriftlich beim Referat 2 - Rat und Verwaltung, Hans-
Sachs-Haus, 45875 Gelsenkirchen, angefordert werden. -  
 
Sie finden das Amtsblatt auch im Internet unter: 
www.gelsenkirchen.de/Amtsblatt  
 
Druck: gkd-el, Fax: 0209/169-8890, 45879 Gelsenkirchen. 
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